
Die Tagespost ñ14. Oktober 2021

740 Wirtschaft & Soziales
KOLUMNE

GottesStillstand kostet Wohlstand

MehrwertAuf der Bundestagung des BKU in Magdeburg stand zukunftsfähiges Wirtschaften im Fokus V O N S T E FA N A H R E N S

burg die Bundestagung des Bundes Katho- ethische Sprach- und Reflexionsfähigkeit stand, sondern habe auch bereits in der Ver-

Im Kloster Speinshart soll ein internationales Zentrum für Künstliche Intelligenz entstehen V O N S T E FA N A H R E N S
V O N P E T E R S C H A L L E N B E R G

Wenige Tage nach der Bundestagswahl
war ich Teilnehmer eines digitalen
Podiums zur Beurteilung des Wahlergeb-
nisses und zu Erwartungen an Koalitions-
verhandlungen und an die wahrscheinliche
Sozialpolitik der nächsten Legislaturperio-
de. Und ich äußerte die große Befürch-
tung, dass sehr bald schon der unbedingte
Lebensschutz des noch ungeborenen Men-
schen aufgeweicht werden würde, etwa
durch eine Liberalisierung unseres sehr
strengen Embryonenschutzgesetzes aus
dem Jahre 1991, wie auch durch die Auf-
hebung des Werbeverbotes für Abtreibun-
gen oder eine flächendeckende Garantie-
rung von Möglichkeiten zur Abtreibung.
So jedenfalls fordern es SPD, Grüne und
FDP schon seit langem, und so wird es ge-
wiss in einer entsprechenden Koalition
kommen. Absurderweise: Wie kann eine
zwar straffreie, aber rechtswidrige Hand-
lung mit Werbung und flächendeckend
garantiert sein? In der Diskussion erntete
ich allerdings zu meiner Verblüffung rasch
deutlichen Widerspruch; man zeigte sich
irritiert und verwundert darüber, dass sei-
tens katholischer Sozialethik die Priorität
auf dem unbedingten Lebensschutz und
der kompromisslosen Ablehnung der Ab-
treibung liege.
Da war und bin nun ich allerdings nach-
haltig irritiert und verwundert! Haben wir
nicht von der griechischen Philosophie die
fundamentale Unterscheidung von „bios“
und „zoé“ gelernt, also von Überleben und
gutem Leben, und zwar in genau dieser
Reihenfolge? Wie kann ein gutes und
menschenwürdiges Leben garantiert und
ermöglicht werden, wenn kein Überleben
garantiert wird vom Staat und von der
Politik? Wie kann die Priorität für die
schwächste aller menschlichen Personen,
das ungeborene Kind, das noch nicht ein-
mal eine Patientenverfügung mit dem Ziel,
unbedingt zur Welt kommen zu wollen,
erlassen kann, bezweifelt werden? Und
hängen nicht alle Anstrengungen zuguns-
ten eines menschengerechten Klimas und
menschenwürdiger Migration in der Luft,
wenn am allerersten Beginn des mensch-
lichen Lebens offenkundige Ungerechtig-
keit herrscht?
Katholische Sozialethik basiert immer auf
Bioethik und auf dem unbedingten Prinzip
der Personalität; hier liegt eindeutig die
Priorität; dann erst kommen als Entfal-
tung Solidarität, Subsidiaritätsprinzip, Ge-
meinwohl und Nachhaltigkeit. Aristoteles
immerhin und mit ihm Thomas von Aquin
und die gesamte katholische Ethik spre-
chen vom Menschen als „animal sociale“,
als sozialem Lebewesen, mit der unzwei-
deutigen und selbstverständlichen Beto-
nung auf „Leben“.
Der Mehrwert Gottes in einem säkularen
Staat wird kaum in der Festlegung gerech-
ter Mindestlöhne oder auch in klimaneut-
raler Politik liegen; zu solcher vernünftiger
Erkenntnis kommt man (zur Not) auch
ohne Gott. Gottes Mehrwert zeigt sich zu-
erst im Einsatz für die je schwächeren und
schwächsten menschlichen Personen:
„Was Ihr dem Geringsten getan habt…“
Das gilt freilich für die klimageplagten
nachfolgenden Generationen und für die
todbedrohten Migranten genauso wie für
ungeborene und sterbende Menschen.
Priorität hat jede einzelne Person, denn
jede Person, und sei sie noch so klein und
schwach, ist unverwechselbares Ebenbild
Gottes. In jeder Koalition und ohne Kom-
promiss!

Der Autor ist Direktor der Katholi-
schen Sozialwissenschaftlichen Zent-
ralstelle. Die Kolumne erscheint in
Kooperation mit der KSZ. Foto: KNA
„Die Soziale Marktwirtschaft hat sich als Mechanismus fairer Problemlösungen bewährt“, betonte der BKU-Vorsitzende
Ulrich Hemel (zweiter von links vorne) bei der Bundestagung des BKU in Magdeburg. Foto: Wullhorst

Unter dem Eindruck der Ampel-Koali-
tionssondierungsgespräche in Berlin nach
der Bundestagswahl sowie angesichts gro-
ßer globaler ökonomischer, ökologischer
und technologischer Herausforderungen
fand Ende vergangener Woche in Magde-

staates die Zukunftsfähigkeit über Genera-
tionen hinweg sichert“, ergänzte der BKU-
Vorsitzende. Zum zukunftsfähigen Wirt-
schaften brauche es mehr denn je eine Ver-
ständigung über Werte und Ziele im Wirt-
schaftsleben sowie größere Investitionen in

dann mit Tempo und Agilität ans Werk ge-
hen“, forderte Plöger. „Denn eine Verklä-
rung der Vergangenheit ist zwar mensch-
lich, aber nicht hilfreich.“ Eine geringe
Bereitschaft zur Veränderung führe nicht
nur zu Stillstand und koste damit Wohl-
Diesbezüglich nannte Iris Plöger drei
Hauptarbeitsfelder: „Wir müssen dem
Fachkräftemangel im IT-Bereich entgegen-
wirken“, machte das Mitglied der Hauptge-
schäftsführung des BDI beispielsweise
deutlich. Dort seien mehr als 80 000 Stel-
len unbesetzt. Es dauere meist mehr als
sechs Monate, eine IT-Fachkraft zu finden.
lischer Unternehmer (BKU) statt.
Die 120 Teilnehmerinnen und Teilneh-

mer aus der gesamten Bundesrepublik vor
Ort sowie diejenigen, die sich digital an der
hybriden Veranstaltung beteiligten, disku-
tierten, wie zukunftsfähiges Wirtschaften
unter den Herausforderungen der Klima-
krise und den Folgen der Pandemie funktio-
nieren kann.

„Die Soziale Marktwirtschaft hat sich als
Mechanismus fairer Problemlösungen be-
währt“, betonte der BKU-Vorsitzende Ul-
rich Hemel gleich zum Auftakt der zweitä-
gigen Veranstaltung. Gerade jetzt nach der
Bundestagswahl sei es ein zentrales Ziel,
den Gegensatz zwischen Wirtschaft und
Gesellschaft einerseits sowie zwischen
Wirtschaft und Umwelt andererseits zu
überwinden, betonte Hemel. „Die Soziale
Marktwirtschaft ist ein Friedensprojekt, das
in der Förderung eines Sozial- und Kultur-

Ein Klos
mit dem Ziel werteorientierter Unterneh-
mensführung und ethischer Unterneh-
menskommunikation.

Endlich Vorfahrt für die
Digitalisierung ermöglichen

Iris Plöger, Mitglied der Hauptgeschäfts-
führung des Bundesverbandes der Deut-
schen Industrie (BDI), machte in ihrem
Impulsvortrag deutlich, dass zukunftsfähi-
ges Wirtschaften in mehrfacher Hinsicht
dringend Resilienz, also Widerstandsfähig-
keit und Stressresistenz, benötige. Gerade
die Corona-Pandemie habe dies für die
deutsche Wirtschaft deutlich gemacht. Die
Digitalisierung könne dazu einen zentralen
Beitrag leisten, da sie Kosten senken, neue
Geschäftsfelder eröffnen und der Umwelt
nutzen würde. „Wir müssen nun endlich
einen digitalen Zielkompass definieren und

ter wird
gangenheit dazu geführt, dass sowohl die
EU als auch Deutschland die unter ande-
rem durch Amazon und Ebay massiv voran-
getriebene Plattformökonomie – und somit
die erste Welle der digitalen Transforma-
tion – „komplett verschlafen“ habe.

Doch die Corona-Pandemie hat laut Iris
Plöger bei vielen Unternehmen, die sich zu-
vor nur zögerlich dem digitalen Wandel öff-
nen mochten, zu einem Umdenken geführt:
Laut einer aktuellen Umfrage des Bran-
chenverbandes der deutschen Informati-
ons- und Telekommunikationsbranche, Bit-
kom, zweifelten nur noch zwölf Prozent der
hiesigen Unternehmen am Nutzen der Di-
gitalisierung für die Wirtschaft – ein erfreu-
liches Allzeittief. Jetzt komme es, so Plöger,
darauf an, mithilfe dieses Rückenwindes die
Herausforderungen der digitalen Transfor-
mation zu bewältigen und die einheimische
Wirtschaft für die Zukunft aufzustellen.

KI-Stan
Die zweite wesentliche Aufgabe sei der digi-
tale Netzausbau. Hier will der BDI eine flä-
chendeckende Versorgung mit Glasfaseran-
schlüssen. „Dazu brauchen wir auch eine
Vereinfachung der Genehmigungsverfah-
ren“, erklärte Plöger. Die dritte zentrale
Aufgabe habe die Pandemie schonungslos
offengelegt. In den Bereichen Bildung und
Verwaltung gebe es eklatante Defizite in der
Digitalisierung. „Hier müssen wir Tempo
machen, um digital nicht noch weiter abge-
hängt zu werden.“

Der Tech- und Energie-
standort Sachsen-Anhalt

Der Staatssekretär im Wirtschaftsminis-
terium von Sachsen-Anhalt, Jürgen Ude,
spannte zudem den Bogen zu den Möglich-
keiten der Politik, die Unternehmen bei
ihren Bemühungen um ein zukunftsfähiges
Wirtschaften zu unterstützen. Der gebürti-
ge Magdeburger zeigte gelingende Beispie-
le aus Sachsen-Anhalt und lieferte umfang-
reiche Einsichten in die innovationsfreudi-
ge und mittelstandsfreundliche Standort-
und Clusterpolitik des Bundeslandes, in der
vor allem die Leitmärkte Mobilität und Lo-
gistik, Chemie und Bioökonomie, Ernäh-
rung und Landwirtschaft, Gesundheit und
Medizin sowie Energie, Maschinen- und
Anlagenbau und Ressourceneffizienz geför-
dert werden.

„Klimawandel, Digitalisierung und fairer
globaler Wettbewerb sind die großen He-
rausforderungen“, beschrieb Ude die Aufga-
ben seines Bundeslandes. Existenziell für
die Bewältigung dieser Megatrends seien
sowohl für die Politik als auch für die Wirt-
schaft Sachsen-Anhalts ein leistungsfähiges
und -orientiertes Bildungssystem sowie in-
novative Forschungseinrichtungen. Ude
wünscht sich eine noch stärkere Vernetzung
von Wirtschaft und Wissenschaft. So ließen
sich Innovationspotenziale heben. Die Ver-
besserung der Finanzierungsbedingungen,
gerade für kleine und mittlere Unterneh-
men, sei deswegen eine wichtige Aufgabe
der Wirtschaftsförderung.

dort

Das zum Prämonstratenserorden gehören-
de Kloster Speinshart im Oberpfälzer
Landkreis Neustadt an der Waldnaab soll
Sitz eines internationalen Zentrums für
Künstliche Intelligenz (KI) werden. Dafür
hat sich der bayerische KI-Rat ausgespro-
chen. Denn das zum Bistum Regensburg ge-
hörende Kloster sei ein guter Rückzugsort,

Anspruch der Staatsregierung ist es deswe-
gen, als KI-Standort weltweit vorne mit da-
bei zu sein – wovon nun auch das Kloster
Speinshart profitiert.

Für das Voranbringen künstlicher Intelli-
genz made in Bavaria startete der Freistaat
bereits im Herbst 2019 die zwei Milliarden
Euro schwere Hightech-Agenda Plus zur

Vorhaben unter maßgeblicher Beteiligung
der Ludwig-Maximilians-Universität Mün-
chen, der Technischen Universität Mün-
chen, der Friedrich-Alexander-Universität
Erlangen-Nürnberg und der Bayerischen
Akademie der Wissenschaften wird insge-
samt 83,3 Millionen Euro Fördermittel des
Bayerischen Staatsministeriums für Wis-

te September vergangenen Jahres bereits
den sogenannten „Forschungsturbo“: Denn
um Technologie und Forschung im Frei-
staat durch zahlreiche Projekte und Maß-
nahmen schneller als bislang vorgesehen zu
fördern, nahm die Landesregierung zusätz-
liche 900 Millionen Euro in die Hand – und
das, ohne neue Schulden aufnehmen zu
um sich gemeinsam über das Thema der
Künstlichen Intelligenz auszutauschen,
urteilte der Expertenrat.

Zudem könnten im Kloster Speinshart
Kompetenzen gebündelt werden, heißt es
vonseiten der von der Bayerischen Staatsre-
gierung berufenen Experten für Künstliche
Intelligenz weiter. Diese sollen unter Vor-
sitz des Robotik-Professors Sami Haddadin
von der TU München die bayerischen For-
schungseinrichtungen unterstützen und
ihre Arbeit national wie international noch
sichtbarer machen.

Bayern soll europäischer
KI-Vorreiter werden

Denn Künstliche Intelligenz ist aus Sicht
der Staatsregierung bereits seit längerem
eines der entscheidenden Zukunftsfelder
für Fortschritt und Innovation. Erklärter
Stärkung des Wissenschafts- und Techno-
logiestandorts Bayern. Mit der Agenda wur-
den an den bayerischen Hochschulen unter
anderem 2 500 neue Stellen für Forschung
und Lehre geschaffen. Wichtige Bestandtei-
le der Agenda sind unter anderem, Innova-
tionen und Investitionen in bedeutende
Schlüsseltechnologien wie künstliche Intel-
ligenz, Luft- und Raumfahrt und Quanten-
computing voranzubringen, rund 13 200
zusätzliche Studienplätze vorzugsweise in
technischen Zukunftsfeldern an bayeri-
schen Hochschulen einzurichten sowie al-
lein für das Zukunftsfeld der Künstlichen
Intelligenz 100 Professuren zu schaffen.

Ein aktuelles Beispiel für das Engage-
ment des Freistaats in puncto Zukunfts-
technologien: Die Bayerische Initiative
„Munich Quantum Valley“ erhält hohe För-
dermittel mit dem Ziel, Hard- und Software
für Quantencomputer zu entwickeln. Das
senschaft und Kunst erhalten. Der Förder-
zeitraum erstreckt sich zunächst bis 2024
und wird vorbehaltlich einer späteren Eva-
luierung nochmalig bis 2026 um weitere
Mittel aufgestockt.

Bayerns Wissenschaftsminister Bernd Si-
bler (CSU) betonte anlässlich der Bekannt-
gabe der Förderung Anfang Oktober: „Für
mich sind die Quantentechnologien ebenso
wie die Künstliche Intelligenz zentrale
Schlüsseltechnologien. Sie sind von größter
Bedeutung für den Wissenschafts- und
Wirtschaftsstandort Bayern und damit für
unser aller Zukunft.“

„Forschungsturbo“-Zün-
dung aufgrund von Corona

Angesichts der ökonomischen Auswir-
kungen der Corona-Pandemie zündete die
bayerische Landesregierung zusätzlich Mit-
müssen. Dies wurde möglich, da im Rah-
men des Coronahilfsprogramms der Baye-
rische Landtag zuvor bereits 20 Milliarden
Euro bewilligt hatte, von denen bis Septem-
ber vergangenen Jahres lediglich elf Mil-
liarden abgerufen worden waren. Insofern
verfügte die Landesregierung für eine be-
schleunigte Umsetzung ihrer bereits im Ok-
tober 2019 abgesegneten Hightech-Agenda
Plus über einen zusätzlichen und beträcht-
lichen finanziellen Handlungsspielraum.

„Wir nehmen die Herausforderungen der
Corona-Pandemie aktiv an“, fasst Wissen-
schaftsminister Bernd Sibler die Bedeutung
der beschleunigten Umsetzung der High-
tech Agenda Plus zusammen: „Wir holen
Spitzenforscherinnen und -forscher nach
Bayern, sorgen für eine hervorragende For-
schungsumgebung und schaffen mehr Stu-
dienplätze für unsere Fachkräfte von mor-
gen – und das schneller als geplant.“


